
 

 

Gemeinde Rosendahl Rosendahl, den 08.06.2020 

 Der Bürgermeister 
 
 

 

S i t z u n g s v o r l a g e  Nr. IX/861 

öffentliche Sitzung 
 

 

 

Beratungsgang: 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 17.06.2020 

Rat 25.06.2020 

 
 

 

Betreff: Aufstellung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Südlich der 

Bahnhofstraße" im Ortsteil Holtwick 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Beschluss zur Durchführung der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 

3 Abs. 1 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie 

Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
 

 

FB/Az.: FB II / 621.41 
 

 

Produkt: 53/09.001 Räumliche Planung und Entwicklung 
 

 

 

Bezug:  
 

 

Finanzierung 

Höhe der Aufwendung/Auszahlung: trägt der Vorhabenträger 

Finanzierung durch Mittel bei Produkt:  

Über-/ außerplanmäßige Aufwendung/ 
Auszahlung in Höhe von:  

Finanzierungs-/ Deckungsvorschlag:  
 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Es wird beschlossen, das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Gewerbege-
biet Südlich der Bahnhofstraße“ im Ortsteil Holtwick für das Gebiet, das dem der Sit-
zungsvorlage Nr. IX/861 als Anlage beigefügten Planentwurf zu entnehmen ist, durchzu-
führen. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
 
Es wird eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) durchgeführt. Ebenso werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB über die Planung unterrichtet sowie diese mit den 
Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB abgestimmt. 
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Sachverhalt: 
 
Mit Rechtskraft der 43. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Rosendahl 
sowie des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Schlattkamp“ im Ortsteil Holtwick im 
Jahre 2009 wurden notwendige Fläche zur Standortsicherung und –erweiterung des an-
sässigen Landhandelbetriebes südlich der Bahnhofstraße planungsrechtlich gesichert. 
 
Die ausgewiesenen Flächen sind mittlerweile weitestgehend ausgenutzt. Zudem beab-
sichtigt der Betreiber des Landhandels nun eine gewisse Umstrukturierung des Betriebes. 
Ziel ist u.a., einige der nördlich angesiedelten Betriebsteile sukzessive im südlichen Be-
reich zu bündeln. Die künftigen Erweiterungsflächen wurden durch den Landhandelbe-
treiber bereits gesichert.  
 
Durch die Aufgabe von Betriebsteilen nördlich der Bahnhofstraße wäre es für die Ge-
meinde möglich, die frei werdenden Flächen für eine Umgestaltung des Bahnhaltepunk-
tes zu nutzen. Entwürfe und Überlegungen zur Umgestaltung waren in der Vergangenheit 
bereits in einer Rahmenplanung erarbeitet worden. 
 
Da im Bereich des Plangebietes eine gewerbliche Nutzung auf Basis des derzeitigen Pla-
nungsrechts nicht möglich ist, wird die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird verwaltungsseitig begrüßt. 
 
Der südliche Teilabschnitt des Plangebietes befindet sich innerhalb des Geltungsberei-
ches des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Schlattkamp“. Für den nördlichen Teilbereich 
besteht kein rechtskräftiger Bebauungsplan. Der Bereich ist bis dato durch eine Weide 
und eine gemischte Bebauung mit Wohn- und Gewerbenutzung gekennzeichnet. Die Flä-
chen im Plangebiet sollen nun als „Gewerbegebiet“ festgesetzt werden. 
 

Der Bebauungsplanentwurf mit Begründung einschließlich Umweltbericht ist als Anlage 
beigefügt.  
Im weiteren Verfahren soll ein Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung erarbeitet 
werden. 
 
Im Parallelverfahren ist die Änderung des Flächennutzungsplanes nötig. (Sitzungsvorlage 
Nr. IX/860). Hier sind die entsprechenden Flächen von „Gemischte Baufläche“ bzw. „Flä-
che für die Landwirtschaft“ in „Gewerbliche Baufläche“ umzuwandeln. 
 
Zur Einleitung des Verfahrens ist der Aufstellungsbeschluss zu fassen.  
Es soll nun auch die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB durchgeführt werden. Dies erfolgt in der Weise, dass die vorgenannten 
Planentwurfsunterlagen öffentlich ausgelegt werden und die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange über die Planung unterrichtet werden. Sie werden ange-
schrieben und zur Äußerung aufgefordert. In diesem Zusammenhang wird auch die Ab-
stimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
  
Der Aufstellungsbeschluss wird gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt ge-
macht; ebenso die Auslegung der Planunterlagen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung. 
 
 
 
Im Auftrage: 
 
 
Schlüter 
Sachbearbeiterin 

Im Auftrage: 
 
 
Brodkorb 
Fachbereichsleiterin 

Kenntnis genommen: 
 
 
Gottheil 
Bürgermeister 
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Anlage(n): 

 
Anlage: Bebauungsplanentwurf mit Begründung einschließlich Umweltbericht  
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